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Arbeitsaufträge

Musterklausur:
Thema 3 – Politische Institutionen 
und Prozesse

Textgrundlage:  Hurrelmann, Achim: Ein Gesicht macht noch keine Demokratie, in: The European. Das 
Debatten-Magazin, 19.02.2014, www.theeuropean.de/achim-hurrelmann--3/8023-eu-wahl-
2014-schritt-zur-demokratisierung-der-eu--2, Zugriff am 14.02.2015

Zum Autor:  Achim Hurrelmann ist Professor für Politikwissenschaft am Zentrum für Europäische Stu-
dien an der Carleton University Ottawa (Kanada). Er studierte in Hamburg und promo-
vierte in Bremen. In seiner Forschung setzt er sich vor allem mit der Europäischen Union 
auseinander und fokussiert sich insbesondere auf die Legitimation und Demokratie im 
Mehrebenensystem. Seine Forschungsbeiträge werden in international führenden Fach-
zeitschriften publiziert.

1. Stellen Sie zwei Institutionen der Europäischen 
Union dar. (AFB I)

2. Analysieren Sie den Text im Hinblick auf die 
Position des Autors. (AFB II)

3. Erörtern Sie, ob die Europäische Union ein 
Demokratiedefizit aufweist (jeweils zwei Pro- und 
Kontra-Argumente). Gehen Sie dabei auch auf die 
Position des Autors ein. (AFB III)

Operatoren aus der Aufgabenstellung

darstellen: wesentliche Aspekte eines Sachverhaltes im logischen Zusammenhang unter Verwen-
dung der Fachsprache wiedergeben

analysieren: Materialien oder Sachverhalte kriterienorientiert oder aspektgeleitet erschließen, in syste-
matische Zusammenhänge einordnen und Hintergründe und Beziehungen herausarbeiten

erörtern: zu einer vorgegebenen Problemstellung eine reflektierte, kontroverse Auseinanderset-
zung führen und zu einer abschließenden, begründeten Bewertung gelangen

 M Ein Gesicht macht noch keine Demokratie

Die Europawahl im Mai dieses Jahres ist die achte 
Direktwahl des Europäischen Parlaments, aber sie 
unterscheidet sich durch eine wichtige Neuerung 
von früheren Wahlen: Zum ersten Mal treten die 
wichtigsten Parteien auf europäischer Ebene mit 
Spitzenkandidaten an, die ausdrücklich als Aspi-
ranten für das – nach der Wahl neu zu besetzende 
– Amt des Präsidenten der EU-Kommission präsen-
tiert werden.
[…] Die Benennung von europäischen Spitzenkandi-
daten erfolgt in Reaktion auf die Vertragsreform von 
Lissabon, durch die festgeschrieben wurde, dass bei 
der Benennung des Kommissionspräsidenten das 
Ergebnis der Europawahlen zu „berücksichtigen“ ist. 
Was damit genau gemeint ist, bleibt im Vertragstext 
offen; es gibt jedenfalls keine Bestimmung, die die 
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten 
verpflichten würde, den von der stärksten europäi-
schen Partei aufgestellten Kandidaten tatsächlich 
als Kommissionspräsidenten zu nominieren.

Dennoch wird von der Aufstellung europäischer 
Spitzenkandidaten oft ein Beitrag zur Überwindung 
des europäischen Demokratiedefizits erwartet. Be-
sonders eloquent1 vertritt diese These der britische 
Politikwissenschaftler Simon Hix […]. Er behaup-
tet, das Demokratiedefizit der EU sei weniger auf 
institutionelle Mängel zurückzuführen als auf das 
Fehlen von politischem Wettbewerb auf europäi-
scher Ebene. Eine Fokussierung auf konkurrierende 
Kandidaten und alternative Parteiprogramme kann 
nach seiner Ansicht diesem Defizit abhelfen, das In-
teresse der Bürger für europäische Politik erhöhen 
und ihre Identifikation mit der EU stärken.
Sind von der diesjährigen Europawahl also Fort-
schritte bei der Demokratisierung der EU zu erhof-
fen?
Hix hat recht, wenn er darauf hinweist, dass die 
Hauptursache des europäischen Demokratiedefizits 
nicht das Fehlen von demokratischen Institutionen 
ist, sondern die Tatsache, dass die bestehenden Me-
chanismen – insbesondere die Europawahl – von 

1 eloquent = beredsam, beredt

 M

5

10

15

20

25

30

35

40

A
ut

or
: M

at
th

ia
s 

O
id

tm
an

n
Q

ue
lle

: H
ur

re
lm

an
n,

 A
ch

im
: E

in
 G

es
ic

ht
 m

ac
ht

 n
oc

h 
ke

in
e 

D
em

ok
ra

ti
e,

 in
: T

he
 E

ur
op

ea
n.

 D
as

 D
eb

at
te

n-
M

ag
az

in
, 1

9.
02

.2
01

4,
 

w
w

w
.th

ee
ur

op
ea

n.
de

/a
ch

im
-h

ur
re

lm
an

n-
-3

/8
02

3-
eu

-w
ah

l-2
01

4-
sc

hr
it

t-
zu

r-
de

m
ok

ra
ti

si
er

un
g-

de
r-

eu
--2

, Z
ug

ri
ff

 a
m

 1
4.

02
.2

01
5



©
 E

rn
st

 K
le

tt
 V

er
la

g 
G

m
bH

, S
tu

tt
ga

rt
 2

01
5 

| w
w

w
.k

le
tt

.d
e 

| A
lle

 R
ec

ht
e 

vo
rb

eh
al

te
n 

 
Vo

n 
di

es
er

 D
ru

ck
vo

rl
ag

e 
is

t 
di

e 
Ve

rv
ie

lf
äl

ti
gu

ng
 f

ür
 d

en
 e

ig
en

en
 U

nt
er

ri
ch

ts
ge

br
au

ch
 

ge
st

at
te

t. 
D

ie
 K

op
ie

rg
eb

üh
re

n 
si

nd
 a

bg
eg

ol
te

n.

2

K
la

us
ur

 z
u:

  
So

zi
al

w
is

se
ns

ch
af

te
n 

| E
ur

op
äi

sc
he

 U
ni

on
 

IS
B

N
: 9

78
-3

-1
2-

00
69

26
-3

Musterklausur: Thema 3 – Politische Institutionen und Prozesse

Parteien und Bürgern nicht mit Leben gefüllt wer-
den. Doch die Struktur der EU macht es schwieriger, 
dieses Problem zu lösen, als Hix annimmt.
[…] Das wichtigste Argument für eine stärkere Per-
sonalisierung der Europawahl ist die Hoffnung, dass 
deren demokratische Funktion den Bürgern leichter 
zu vermitteln ist, wenn die Wahl einen sichtbaren 
Einfluss auf die personelle Zusammensetzung und 
parteipolitische Färbung der EU-Kommission hat. 
Doch die EU ist kein auf Personen und Parteien zu-
geschnittenes Regierungssystem.
Im Gegensatz zu nationalen Regierungschefs hat 
ein Kommissionspräsident kaum Einfluss auf die 
Zusammensetzung seiner Kommission, diese hängt 
vielmehr von den mitgliedstaatlichen Regierungen – 
und ihren parteipolitischen Präferenzen – ab. Hinzu 
kommt, dass die konsensorientierten Entschei-
dungsverfahren der EU die Kommission zwingen, 
pragmatisch in jedem Politikbereich nach allseits 
akzeptablen Lösungen zu suchen. Ein kohärentes2, 
parteipolitisch akzentuiertes Programm kann ein 
Kommissionspräsident unter diesen Bedingungen 
schwerlich in die Tat umsetzen; anderslautende 
Wahlversprechen würden zwangsläufig enttäuscht.
Nun ließe sich einwenden, dass Wahlkampf mit 
tatsächlichem Regierungshandeln generell wenig 
zu tun hat. Die Fokussierung auf europäische Spit-
zenkandidaten könnte trotz allem sinnvoll sein, und 
zwar dann, wenn sie die europäischen Parteien 
dazu verleitet, ihre alternativen Visionen europäi-
scher Politik in den Mittelpunkt des Wahlkampfes 
zu stellen, anstatt diesen im Wesentlichen mit na-
tionalen Themen zu bestreiten. Damit verlören die 
Europawahlen ihren Charakter als „Wahlen zweiter 
Ordnung“, in denen gar nicht primär über europäi-
sche Fragen abgestimmt wird.
[…] Doch ist eine solche Entwicklung zu erwar-
ten? Gerade Parteien des politischen Mainstreams 

2	 kohärent = zusammenhängend

stehen bei der Entwicklung ihrer Wahlkampfstrate-
gien vor einem Dilemma. Mit den im Europaparla-
ment zu entscheidenden Fragen, die in erster Linie 
die Gestaltung und Regulierung des europäischen 
Binnenmarktes betreffen, lassen sich die Wähler 
kaum begeistern.
Untersuchungen zur „Politisierung“ der EU zeigen, 
dass vor allem Grundsatzfragen europäischer Integ-
ration – die Mitgliedschaft des eigenen Landes und 
ihre Auswirkungen, die Lastenverteilung zwischen 
den Mitgliedstaaten, die EU-Erweiterung usw. – in 
der Bevölkerung Resonanz finden. Deshalb bieten 
die Europawahlen besonders gute Möglichkeiten 
zur Profilierung für euroskeptische bzw. populisti-
sche Parteien. Für Mainstream-Parteien bietet es 
sich dagegen im Wahlkampf eher an, neben ein 
paar europapolitischen Plattitüden vor allem auf 
die Mobilisierungskraft bewährter nationaler The-
men zu setzen.
[…] Die Aufstellung europäischer Spitzenkandi-
daten dürfte daran kaum etwas ändern. Personel-
ler Wettbewerb im Europawahlkampf bleibt ein 
Scheingefecht, solange die im Europaparlament zu 
entscheidenden Themen in der Bevölkerung nicht 
auf informiertes Interesse stoßen.
Hier liegt die Wurzel des europäischen Demokratie-
defizits: Die große Mehrheit der Europäer ist sich 
– nicht zuletzt im Lichte der Euro-Krise – durchaus 
darüber im Klaren, dass auf EU-Ebene getroffene 
Entscheidungen politisch immer wichtiger werden. 
Doch gleichzeitig ist das Wissen über die Politik der 
EU selbst bei allgemein gut informierten Bürgern so 
bruchstückhaft, dass man sich ihren Entscheidun-
gen oft hilflos ausgeliefert fühlt.
Dieses Informationsdefizit lässt sich nicht kurzfristig 
durch einen europäisierten Wahlkampf beheben; es 
erfordert systematische Bemühungen um eine bes-
sere Kommunikation und Rechtfertigung der ganz 
normalen Alltagspolitik, die in der EU gemacht wird.

19.02.2014 von Achim Hurrelmann
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